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Forderungen seitens der pro mente austria – Österreichischer Dachverband der Vereine und Gesellschaften für psychische und soziale Gesundheit zum Nationalen Reformprogramm
pro mente austria, Gesellschaft für psychische und soziale Gesundheit, stellt mit seinen 22 Mitgliedsorganisationen Menschen alltags- und lebensweltorientierte, gemeindenahe Hilfe zur Verfügung, um psychische und soziale Gesundheit zu fördern, zu erhalten oder wiederherzustellen. Pro Jahr werden österreichweit über 50.000 Menschen mit psychosozialen Problemen in verschiedensten Bereichen des Lebens unterstützt. pro mente austria bekennt sich zu den Bestimmungen der Europäischen Menschenrechtskonventionen, insbesondere zur UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen.

Auf Basis der Prämissen, dass

1. arm krank macht (und umgekehrt),

2. mangelnde Inklusion (im Sinne verringerter Chancen der Teil-Habe und Schwierigkeiten im Eingebunden-Sein) von der Kindheit an bis ins hohe Alter zu geringerer Bildung und somit strukturellem Ausschluss und Deprivation führen,

3. Beschäftigung im Sinne von „tätig sein“ eine Grundlage ist für Lebenszufriedenheit, Lebensqualität und Lebensglück, wenn sie mit einer Interaktion auf Basis des „wichtig sein’s für andere“ verbunden ist und

4. schlussendlich die Verhinderung von Armut und sozialer Ausgrenzung immer mit psychischer und sozialer Gesundheit notwendigerweise zu tun hat,

fordert pro mente austria als größter Vertreter aus dem psychosozialen/sozialpsychiatrischen Feld für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen bzw. psychosozialem Unterstützungsbedarf folgendes:

… zum Thema „Bildung“:

Wir fordern Bildung im Humboldt’schen Ideal für alle Menschen zur sozialen Kompetenzvermittlung, die sich am Menschen orientiert & ihn in seiner Einzigartigkeit und Unterschiedlichkeit mit vielfältigen Kompetenzen wahrnimmt. Es gibt nicht den einen didaktisch richtigen Weg zu lernen – die Alternative ist, dass Menschen eigene Lösungswege suchen und dabei auch Fehler machen dürfen. Wir vertreten und erwarten daher ein inklusives Bildungsbild – und keine Wissensvermittlung im inklusiven Rahmen, die Ausschluss, Segregation und Exklusion fördern.
Bildung ermöglicht Selbstbestimmung und Partizipation – mangelnde Bildung führt zu Arbeitslosigkeit, Armut und Deprivation. Und wie bekannt ist, führt Armut zu Krankheit, v. a. psychischer Natur. Wir fordern daher ein Durchbrechen dieses Teufelskreises und barrierefreie Bildung für alle – von der Kleinkind-Betreuung über den Kindergarten bis hin zu Volksschule, Mittelschule und auch Hochschule. Niemand soll und darf aufgrund seiner Unterschiedlichkeit (im Sinne von Behinderung/Beeinträchtigung egal welcher Art, Ursache oder Auswirkung) von Bildung ausgeschlossen oder beschränkt werden.

Das österreichische Bildungssystem ist bekannterweise ein sehr selektives – sowohl die soziale Herkunft als auch verschiedenste Beeinträchtigungsformen determinieren die Bildungskarriere in direkter Korrelation. Je niedriger die Schicht und je höher die Art der Beeinträchtigung, desto geringer die Chancen auf einen adäquaten Bildungsweg bzw. –abschluss. Es fehlt noch vielerorts an repräsentativen Evaluierungen betreffend drop-in-Raten, drop-out-Raten und Wiedereinstiegsmöglichkeiten bei chronischen Krankheitsverläufen. In diesem Kontext bedarf es auch der notwendigen Bedingung barrierefreier Bildung bei öffentlicher Vergabe. Öffentliche Gelder für Bildungsinstitutionen sollen und müssen immer mit dem Korrelativ der barrierefreien Bildung verbunden werden. Wir fordern in diesem Sinne „Barrierefreiheit in allen Bildungsangelegenheiten“ – in diesem Sinne fordern und fördern wir die Idee der „inklusiven Schule“.
… zum Thema „Beschäftigung“:

Wir fordern einen „Arbeitsmarkt für alle“ im Sinne „inklusiver Arbeit“. In diesem Sinne fordern wir „Teilnahme am wirklichen Arbeits-Leben“. Dies bedeutet u. a. die Forderung und Förderung von sozialversicherungsrechtlich abgesicherten Dienstverhältnissen, auch bei mehr als 50 % Behinderung. Die Spezifika und besonderen Bedürfnissen von Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen bzw. psychosozialem Unterstützungsbedarf müssen natürlich beachtet, betrachtet und geachtet werden – und dies aus den verschiedensten Blickwinkeln und (notwendigen) Bedürfnissen der verschiedensten Betroffenen (Arbeitnehmer-Sicht, Arbeitgeber-Sicht, KollegInnen-Sicht etc.).

Wir fordern einen „flexiblen“ Beschäftigungsrahmen für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen bzw. psychosozialem Unterstützungsbedarf – ein offener, flexibler und vielfältiger Arbeitsmarkt ist dabei das zu erreichende Zielbild.

Wir fordern eine flexible Regelung der Invaliditätspension im Sinne von Teil-Invaliditätspension(en), Einschleifregelungen, personenorientierte (Wieder-)Einstiegspläne und fordern alle auf, das Bekenntnis, dass Teilzeit (auch) Normalität darstellt, zu fördern. Das fordistische Normalarbeitsverhältnis (40 Jahre – 40 Stunden pro Woche – 1 Job im Leben) ist weder überwiegende empirische Realität (mehr) noch zu erwartende Zukunft – es bedarf neuer Formen des Denkens bezüglich Arbeit/Beschäftigung im Spannungsfeld Beruf und Privat.
Arbeit ist seit jeher eine Möglichkeit von Beitrag & Teilhabe – wir fordern, dass jedem Menschen die Möglichkeiten gegeben werden, sich beschäftigungs- und arbeitstechnisch zu betätigen. Wiederum ist hier der Terminus „inklusive Arbeit“ der Schlüsselbegriff. Das Tun und nicht die Erwerbsarbeit allein ist zu zahlen – darunter ist die Forderung nach einem (bedingungslosen) Grundeinkommen zu verstehen.
… zum Thema „Menschenrechte und Diskriminierungsschutz“:

Wir fordern eine Rechtsanspruch auf Leistungen – und zwar einen „wirklichen“ Rechtsanspruch im Sinne von „Wahl-Freiheiten“ (choicing) mit „Partizipationsmöglichkeiten“ der Betroffenen (voicing) – in einem rechtsstaatlichen Sinne also mit Klagsmöglichkeit(en) inkl. der selbstverständlichen Möglichkeit des einfachen „Zugangs zum Recht“ ohne jegliche „Ermessensspielräume“ seitens der Verwaltungskräfte im Verwaltungsverfahren. Nicht der/die ErfüllungsgehilfIn in der Umsetzung der „Rechte“ (als der/die SachbearbeiterIn in Verwaltungseinheiten) ist die Entscheidungsinstanz, sondern der/die BürgerIn mit ihren Ansprüchen, Bedürfnissen und Bedarfen (wobei noch zu erwähnen sei, dass hier unter BürgerIn sämtliche Menschen mit Beeinträchtigungen – hier aus unserem Fokus v. a. Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen bzw. psychosozialem Unterstützungsbedarf zu verstehen sind). Wir fordern leistungstechnisch insbesondere Rechtsansprüche auf

1. Versicherung,

2. Wohnen,

3. Arbeit (inkl. Pensionsansprüche),

4. Bildung,

5. Rehabilitation,

6. Freizeit,

7. Geld/angemessener Lebensstandard,

8. Nahrung und Kleidung,

9. Zugang zu Kultur und Sport.

Wir fordern das Recht auf ein gutes Leben für jede/n ein – eines der reichsten Länder der Welt kann es sich nicht leisten, sich das nicht zu leisten!

Wir fordern weiters in einem prinzipiellen Grundverständnis von Menschenrechten deren „Unteilbarkeit“.

Wir fordern zudem ein Abrücken und Verwerfen des Gedankens, dass im Kontext von Menschenrechten finanzielle Restriktionen vor Menschenrechten stehen. Dies konterkariert sämtliche Grundgedanken von Menschenrechte.
Wir fordern eine erweiterte Sicht auf/von Menschenrechten – und zwar einen Paradigmenwechsel vom Gedanken des „Schutzes vor Diskriminierung“ hin zu einem „Recht auf …“. Nicht der „Schutz von“ Sicherheit ist der primäre Fokus (wohl jedoch – nur der Vollständigkeit halber – selbstredendes Muss im Kontext von Menschenrechten), sondern das „Recht auf“ Freiheit, Teilhabe und Eingebunden-Sein. Bürgerrechte sind nicht primär Schutzrechte, sondern Freiheitsrechte!
… zum Thema „Barrierefreiheit“:

Wir fordern die Betrachtung des Themas „Barrierefreiheit“ unter psychosozialen/sozialpsychiatrischen Gesichtspunkten. Nicht nur die körperliche Beeinträchtigungen oder Sinnes-/Lernbeeinträchtigung steht vor Barrieren – die psychische Beeinträchtigung ebenso, auch wenn sie oftmals nicht so auf den ersten Blick ersichtlich ist. Barrierefreiheit im psychosozialen Bereich umfasst insbesondere (die Ermöglichung von) Sozialkontakte/n, einfach/er strukturierte Verkehrsleitsysteme, Abbau von Komplexität in vielerlei Hinsicht, hilfreiche Assistenz in Kommunikations- und Kontaktkontexten etc.
Wir fordern soziale, intellektuelle und kommunikative Barrierefreiheit.

… zum Thema „Gesundheit und Rehabilitation“:

Wir fordern die Forcierung und Sensibilisierung auf die Bedeutung von Früherkennung und Prävention betreffend Gesundheit und Rehabilitation.

Wir fordern im gemeindenahen Sinne ein Mindest-Angebot von Leistungen im ländlichen Raum. Nicht die Leistungsort-Zuverfügungstellung ist das Korrektiv, sondern die Leistungsort-Erbringungs-Wohnadresse von Menschen mit Beeinträchtigungen (egal welcher Art) ist der Weisheit letzter Schluss – also von der Holleistung zur Bringleistung.
Wir fordern einen weiteren Schritt im Paradigmenwechsel vom Grundgedanken „ambulant vor stationär“ zum Zielbild „ambulant statt stationär“. Es ist der empirisch erwiesene, überwiegende Wunsch aller Menschen (in Österreich), dass in sämtlichen Unterstützungskontexten (meist empirisch fokussiert auf das Thema Pflege, aber auch erwiesen in anderen Bereichen) die „eigenen 4 Wände“ der (weitere, aufrechterhaltene) Lebensort sein soll. Diesen Gedanken unterstützen und fordern wir vollends. Weiters ist es erwiesen, dass durch eine Institutionalisierung bzw. Wegnahme/Transfer mobiler/privater Formen der Unterstützung eine Reduktion des Aktivitäts- und Kompetenzniveaus einher geht. Diesem „Negativ-Schritt“ setzen wir Konzepte entgegen und fordern daher den Grundgedanken „ambulant statt stationär“.
zum Thema „selbstbestimmtes Leben“:

Wir fordern Selbstbestimmung und Fremdbestimmung. Wir verstehen unter dem „Recht auf Fremdbestimmung“ die Sensibilisierung auf das Moment der „Bestimmung“ im Sinne der „Bedeutung für den Anderen“. „Jeder Mensch will wichtig sein“ bringt diesen Gedanken auf den Punkt. Selbstbestimmung alleine würde nur einen Teil der sozialen Existenz der Menschen beschreiben und führt (im negativen Sinne) zu einer Vereinsamung und Verinselung des Menschen. Der Mensch ist ein soziales Wesen, bedarf des/der anderen – daher kann Selbstbestimmung nur mit Fremdbestimmung bzw. vice versa verstanden werden – und dies im besonderen für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen bzw. psychosozialem Unterstützungsbedarf.

Wir fordern bezahlte Partizipation – auch bei den verschiedensten Arbeitskreisen, Diskussionsrunden u. ä. – aus UserInnen- & Selbstvertretungs-Sicht.
Wir fordern im Kontext von Selbstbestimmung ein „Stimm-Recht“ von Menschen mit Beeinträchtigung – und keine falsch verstandene Re-Delegation von Selbstbestimmung im Sinne von Verantwortungs-(Re-)Delegation (frei nach dem Motto „jedeR ist seines/ihres Glückes Schmied“) an KlientInnen. Das Menschen-/Bürger-Recht auf (Selbst-/Fremd-) Bestimmung bedeutet neben dem „Recht auf Verhandlungen“ auch das „Recht auf Rechtfertigung“ als verständnis- & verstehensorientierte Grundlage bei (Menschen-/Bürger-) Rechten.
Wir fordern das Recht auf „assistenzorientierte Selbstbestimmung“. Assistenz ist der Kernbegriff der Unterstützungs- (und möglicherweise Eingriffs-)Möglichkeiten. Die Wunsch-Willens-Thematik spielt dabei eine große Rolle: Nur weil ich es etwas nicht will, heißt das nicht, dass ich den Wunsch nicht hätte – möglicherweise kenne ich verschiedenste Möglichkeiten/Varianten gar nicht & kann somit gar nicht den Wunsch äußern, wodurch sich der „Wille nach etwas“ nur in einem (positiv gemeint) beschränkten Rahmen befindet. Die Frage nach dem „was ich/wir wirklich wirklich wollen“ ist die notwendige erste Reflexions-Schleife diesbezüglich. Bei sämtlichen Unterstützungs-Leistungen und –Angeboten im „inklusiven Sinne“ stellt sich schlussendlich immer auch die Frage der Sichtweise der verschiedensten Betroffenen (stakeholder) – an den Rändern/Grenzen (z. B. im forensischen Kontext) wird diese Frage besonders virulent. Hier fordern wir einen vermehrten, ernsthaften und multidisziplinär-tetralogischen Austausch betreffend Selbstbestimmung Inklusion mit dem Titel „Inklusions-Ethik“.
zum Thema „Bewusstseinsbildung und Information“:

Wir fordern Schulungen für und Sensibilität bei JournalistInnen, ChefredakteurInnen und sonstigen medialen MeinungsmacherInnen/-führerInnen zum Thema Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen bzw. psychosozialem Unterstützungsbedarf. Selbstredend dazu sollten den Forderungen nach entdiskriminierenden/antistigmatisierenden Begrifflichkeiten (z. B. „geistig abnorme Rechtsbrecher“) Nachdruck verliehen werden – auch wenn es rechtlich oftmals länger dauert, bis Begrifflichkeiten verändert werden – den Medien steht es frei, hier ihre Meinungs-Führerschaft positiv zu nutzen.
Wir fordern weiters auch einen Blick auf positive Berichterstattungen und das sensible Handhaben verschiedenster „medialer Top-Stories“. Wir fordern diesbezüglich die Medien auf, sich ihrer Rolle bewusst zu sein, dass sie u. a. durch eine selektive Hervorhebung empirisch irrelevanter Merkmale (z. B. dass der/die Person an einer psychischen Erkrankung leidet, die/der gerade dieses Delikt begangen hat) Meinungen und Meinungsbilder forcieren, die mit der Realität nur bedingt etwas zu tun haben. Kritischer Journalismus inkl. dem Bewusstsein über die Verantwortung der bzw. durch die Medien sollte betreffend Menschen mit psychischen Erkrankungen erhöhte Aufmerksamkeit bekommen.
Wir fordern daher die Medien bzw. die Öffentlichkeit auf, bei der Wortwahl und den Menschenbildern eine diskriminierungsfreie Sprache zu nutzen. Sprache schafft Wirklichkeit – diesem Grundsatz mit und in ihrer Verantwortlichkeit sollten sich Medien und öffentliche Meinungsbildner/-macher besonders bewusst sein.

Wir fordern die Medien und die Öffentlichkeit auf, Behinderung auch als Bereicherung zu thematisieren – frei nach der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen – sollte Behinderung als „normal im Sinne von Vielfalt“ angesehen werden. Nach der Dekade des „gender“ ist die Dekade der „diversity“ ein guter Ansatzpunkt, dies auch über die Grenzen (sowohl der Gedanken der Menschen als auch räumlicher) hinweg als Grundsatz zu artikulieren.

Wir fordern Sensibilität und Bewusstmachung, dass Behinderung/Beeinträchtigung jeden treffen kann. Das Thema Schuld/Schuldzuweisungen sollte zugunsten eines reflektierteren Zugangs in einem „gleichgeschalteten“ Denken von somatischen und psychischen Erkrankungen gesehen werden. Es ist vollkommen absurd, einen Menschen, der sich das Bein gebrochen hat, zu diskriminieren – genauso wenig erscheint es absurd, einen Menschen, der sich das Herz/die Seele gebrochen hat, zu diskriminieren.

Weiters fordern wird Informationen und Bewusstseinsbildung nach und in den jeweiligen Sozialräumen zielgruppenspezifisch und –orientiert.

Wir fordern weiters die Medien und die Öffentlichkeit auf, sich auch „zu empören“. „Empört euch“ versinnbildlicht die Forderung nach „positiver Einmischung“ im Sinne der immer wichtigen und vermehrt dringlich notwendigen Aufmerksam-Machung, dass Menschenrechte einerseits eine zivilisatorische Leistung ist und andererseits keinem Verhandlungs-/Zeit-/Personenkalkül unterliegt, sondern „universelle Geltung“ beanspruchen.

Wir fordern abschließend, Behinderung – v. a. das Thema „psychische Behinderung/Beeinträchtigung“ – als Querschnittsmaterie anzusehen und dies auch in sämtlichen Schritten so wahrzunehmen. Dies bedeutet neben der denklogischen Involvierung/Partizipation der Betroffenen einen prinzipiellen Zugang des Dialogs, der Verhandlungsbereitschaft und dem Grundgedanken der Möglichkeit des „Lernens von/durch Andere“ – wobei sämtliche Ebenen (EU – Bund – Länder – Gemeinden), Träger, Betroffene, Angehörige und sonstige sich im sozialen Umfeld befindliche Personen mitgedacht werden.

Die Forderungen nach Inklusion sind grenzenlos – in diesem Sinne und Geiste stehen die Forderungen der pro mente austria für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen bzw. psychosozialem Unterstützungsbedarf.
Linz, 02. September 2011
Kontaktmail: office@promenteooe.at 
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